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lichen ressourcen zur signifikanten Steige-
rung der rüstungsproduktion zum Ziel. Um 
diese Ansprüche zu erfüllen, wurden auch die 
Spandauer Heereswerkstätten weiträumig 
ausgebaut, sodass dort in Spitzenzeiten etwa 
70 000 Personen tätig waren. 

Ferner wurde die Privatindustrie noch enger 
als bisher in die Kriegsproduktion eingebun-
den. Um dafür möglichst präzise Vorgaben 
liefern zu können, wurde ende des Jahres 
1916 in Spandau das Königliche Fabrikations-
büro gegründet. Das „Fabo“ sollte durch die 
Vereinheitlichung von Fertigungsunterlagen 
eine Grundlage für die dezentrale Massen-
produktion von rüstungsgütern schaffen. 
Dies geschah in enger Zusammenarbeit mit 
dem Verein Deutscher ingenieure (VDi), wo-
raus sich 1917 der normenausschuss der 
deutschen industrie gründete, ein Vorläufer 
des heutigen Deutschen instituts für nor-
mung e. V. (Din).

Die Demilitarisierung nach Ende 
des Ersten Weltkriegs
Mit dem Kriegsende im Herbst 1918 endete 
auch die Ära der Spandauer Heereswerkstät-
ten. Als die novemberrevolution die Betriebe 
erreichte, legten die Beschäftigten größten-
teils die Arbeit nieder. Die sich bildenden 
Arbeiterräte weigerten sich, weiter Kriegsge-
rät zu produzieren und verdrängten das 
Militärpersonal aus ihren Positionen. Um die 
Arbeiterinnen und Arbeiter weiter beschäf-
tigen zu können, wurde die Herstellung 
einfacher ersatzprodukte wie Blechlöffel und 
Aktentaschen aufgenommen. Während ei-
ner ungeordneten Übergangsphase – be-
gleitet von Schließung und Wiedereröffnung 
der Betriebe sowie zahlreichen entlassun-
gen – übertrug das preußische Kriegsminis-
terium dem reichsschatzministerium die 
Verwaltung. Mit diesem Schritt war die De-
militarisierung der Heereswerkstätten aus 
Sicht der staatlichen Bürokratie vollzogen. 
Während der Haushaltsverhandlungen für 
das Jahr 1920 fasste der reichstag den Be-
schluss, die formell auf zivile Produktion 
umgestellten staatlichen Heereswerkstätten 
im ganzen Deutschen reich zusammen als 
privatrechtlich organisiertes Staatsunterneh-
men weiterzuführen. 

Die Deutsche Werke AG 
Auf den Beschluss des reichstags hin wurde 
am 4. Dezember 1919 die Deutsche Werke 
AG gegründet, deren Aktien sich vollständig 
in staatlicher Hand befanden. neben sozia-
len standen dabei vor allem finanzielle und 
politische Aspekte im Vordergrund. eine 
Schließung der Betriebe hätte einerseits ei-
nen großen finanziellen Verlust für die staat-

Anbindung an das preußische Kriegsministe-
rium bekleideten Offiziere und andere Militär-
angehörige leitende Positionen und waren 
gleichzeitig für die kameralistische Buchfüh-
rung verantwortlich. Die Beschäftigten, vor-
rangig Handwerker, setzten sich aus verschie-
denen Berufszweigen wie Monteuren, 
Graveuren, Schlossern, Schmieden und Tisch-
lern zusammen. 

nach der Gründung der Gewehrfabrik Pots-
dam-Spandau 1722 unter Friedrich Wilhelm i. 
wurden im laufe des 19. Jahrhunderts wei-
tere rüstungsbetriebe für die Artillerie und 
die infanterie im Gebiet um die Zitadelle 
Spandau errichtet: für die Artillerie das Feu-
erwerkslaboratorium und die Pulverfabrik, 
Geschossfabrik, Artilleriewerkstatt, Geschütz-
gießerei sowie ein Artillerie-Konstruktionsbü-
ro. Für die infanterie entstanden neben der 
Gewehrfabrik eine Munitionsfabrik und ein 
infanterie-Konstruktionsbüro. 

Mit dem Ausbruch des ersten Weltkriegs 
steigerten sich die Produktionszahlen in 
Spandau und allen anderen rüstungsbetrie-
ben zu bis dahin unbekannten Höhen. Unter 
anderem bedingt durch den vorher nicht er-
warteten Materialbedarf an der Front, ordne-
te die Oberste Heeresleitung im August 1916 
das „Hindenburg-Programm“ an. Dieses rüs-
tungs- und Wirtschaftsprogramm hatte die 
Vereinnahmung aller verfügbaren wirtschaft-

Seit dem Bau der ersten Pulvermühle im 
16. Jahrhundert hatte sich rund um die Zita-
delle Spandau bei Berlin einer der wichtigsten 
Standorte der preußischen rüstungsproduk-
tion entwickelt. Das ende des ersten Welt-
kriegs und die nachfolgende Demilitarisie-
rung stellten somit eine tiefgreifende Zäsur 
für die Spandauer rüstungsbetriebe mit ihrer 
über 400-jährigen Tradition dar. Als unmittel-
bare Folgen drohten Betriebsstillegungen und 
daraus resultierende hohe Arbeitslosigkeit. 
Um dies zu verhindern, wurden die Heeres-
werkstätten mit der Gründung der Deutsche 
Werke AG ab 1919 in eine zivile Produktion 
überführt. 

Die Spandauer 
Heereswerkstätten
neun der insgesamt siebzehn staatlichen 
Heereswerkstätten in Preußen waren zu Be-
ginn des 20. Jahrhunderts in Spandau ange-
siedelt. Die Betriebe sollten in Zusammenar-
beit mit dem Heer Kriegsgüter konstruieren, 
weiterentwickeln und unabhängig von Kon-
junktur und Arbeitskämpfen in der Privatin-
dustrie produzieren. Auch fertigten sie Mus-
terstücke an, die als Vorlage für die Vergabe 
zusätzlicher Aufträge an nichtstaatliche Un-
ternehmen dienten. Die Betriebe lieferten 
ihre Produkte zum Selbstkostenpreis an das 
Militär, ohne Gewinne zu erzielen. Durch die 
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Eingangsportal der Königlich preußischen Artillerie-Werkstatt in Spandau, erstes Viertel 
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Hydraulische Presse für Karosserieteile des „D-Wagens“, um 1924. 
© SDTB, Historisches Archiv 
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gen. Die Gewehr- und Munitionsfabrik wur-
de zur Apparatefabrik zusammengefasst. 
Während des Kriegs wurde in der Gewehrfa-
brik vor allem das Maschinengewehr 08/15 
aus dezentral produzierten einzelteilen mon-
tiert. Jetzt entstanden dort unter anderem 
Möbel für Schlaf- und Speisezimmer, Fahr-
radteile, Tafelwagen und Prothesen für 
Kriegsgeschädigte. Aber auch Jagd- und 
Sportwaffen sowie ein Motorrad umfasste 
die Produktpalette der Aktiengesellschaft. 

tung fertigten, wurden als Maschinenfabrik 
weitergeführt. Die neue Produktion umfasste 
unter anderem Mulden- und Kastenkipper, 
Haushaltsmaschinen, normen-Fenster und 
-Türen sowie eisenbahnteile. Die Metallwa-
renfabrik führte die Betriebsanlagen des 
ehemaligen Feuerwerkslaboratoriums weiter. 
Wo zuvor raketenartillerie sowie Signal- und 
leuchtraketen produziert wurden, fertigten 
die Beschäftigten nun unter anderem Arma-
turen für Gas-, Wasser- und Heizungsanla-

liche Verwaltung bedeutet. Andererseits 
drohten durch die zahlreichen entlassungen 
politische Unruhen, die kurz nach der no-
vemberrevolution in der jungen Weimarer 
republik vermieden werden sollten. Die neu 
gegründete Aktiengesellschaft umfasste 
dreizehn ehemalige Heereswerkstätten, die 
sich über das gesamte Deutsche reich ver-
teilten. Die Hauptverwaltung in Berlin koor-
dinierte die Zusammenarbeit der jetzt als 
„Werke“ bezeichneten einzelbetriebe und 
diente als zentrale Stelle für einkäufe, Bau-
maßnahmen sowie entscheidungen bezüg-
lich der technischen Umstellung und der 
zukünftigen Produktion. Die unmittelbar zu 
Kriegsende begonnene Produktion von er-
satzartikeln wurde nach und nach durch eine 
sorgsam ausgewählte Stammfabrikation er-
setzt. Dafür wurden insgesamt mehr als 
10 000 Artikel, von Schrauben über Möbel 
bis hin zu Holzhäusern und Frachtdampfern, 
auf ihre eignung und Wirtschaftlichkeit ge-
prüft. Durch die zur Umstellung notwendige 
Weiterbildung der Arbeitskräfte, die Anferti-
gung von Konstruktionszeichnungen und 
Versuchsmodellen lagen bis zu drei Jahre 
zwischen der ersten Produktidee und der 
Aufnahme der Serienfertigung. 

Das „neue“ Werk Spandau 
und seine Produkte 
im September 1920 arbeiteten 10 772 Perso-
nen am Standort Spandau. Obwohl ein Teil 
der Betriebsanlagen bei der Übernahme still-
gelegt wurde, stellte das Werk mit knapp 
einem Drittel der Beschäftigten der Deutsche 
Werke AG noch immer den größten Standort 
dar. Die Heterogenität der vorhergehenden 
Produktion, von feinsten Metallarbeiten an 
Zündern im Feuerwerkslaboratorium bis hin 
zu schweren Metallarbeiten in der Geschütz-
gießerei, erschwerte die technische Umstel-
lung. Als Konsequenz daraus wurden die 
ehemaligen Heereswerkstätten in vier neue 
Betriebe gegliedert. 

Die Geschossfabrik und die Geschützgieße-
rei Ost wurden als Hüttenwerk weiter betrie-
ben. Diesem kam innerhalb der Aktiengesell-
schaft eine Sonderstellung zu, da es die 
anderen Werke mit rohmaterial und Halb-
zeugen wie rohren oder Blechen aus Metall 
versorgte. Gleichzeitig gehörte das Werk 
auch zu jenen Standorten, die relativ einfach 
auf eine zivile Produktion umgestellt werden 
konnten. Deutlich problematischer gestaltete 
sich dieser Prozess bei den anderen Betrie-
ben, was sich auch im sehr heterogenen 
Produktspektrum der Aktiengesellschaft wie-
derspiegelt. Die Artilleriewerkstatt und ein 
Teil der Geschützgießerei, die zuvor Kano-
nen, Mörser und zugehörige Heeresausrüs-

Endmontage des „D-Wagens“ in der Apparatefabrik, um 1924. 
© SDTB, Historisches Archiv 
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Werbegrafik für Tafelwagen, die im Werk Spandau produziert wurden. Das Logo der 
Deutsche Werke AG deutete einen liegenden Löwen an, der in den 1920er Jahren weiter 
stilisiert wurde. Abb. r.: Das ehemalige Feuerwerkslaboratorium fertigte nach 1918 unter 
anderem Armaturen für Gas-, Wasser- und Dampfanlagen. © SDTB, Historisches Archiv
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lette errichtete die Hauptverwaltung auch 
spezielle Vertriebsgesellschaften, die sich auf 
bestimmte Produktgattungen konzentrierten. 
So wurde beispielsweise das im Werk 
Spandau-Haselhorst gefertigte D-rad durch 
die DerAD Aktiengesellschaft verkauft. 

Niedergang und 
Dezentralisierung
Trotz aller Bemühungen von Hauptverwal-
tung und Belegschaft war es nicht möglich, 
die mittlerweile vierzehn Betriebe zusammen 
wirtschaftlich auf eine zivile Produktion um-
zustellen. nach ersten Schließungen erfolgte 
im Februar 1925 der Beschluss zur liquidation 
der Deutsche Werke AG. einzelne Werke 
wurden verkauft oder arbeiteten als eigen-
ständige Betriebe unter neuem namen weiter. 
Die Werke Spandau und Haselhorst setzten 
ihre Produktion unter dem namen Deutsche 
industrie-Werke AG fort. Während des natio-
nalsozialismus wurden die Spandauer Be-
triebsanlagen wieder in die rüstungsindustrie 
eingebunden und dort in enger Zusammen-
arbeit mit dem reichsluftfahrtministerium 
sowie unter Beschäftigung von Zwangsarbei-
terinnen und Zwangsarbeitern unter anderem 
Flugzeugteile hergestellt. nach dem Zweiten 
Weltkrieg endete die Tradition der preußi-
schen Heereswerkstätten am Standort 
Spandau endgültig. 

Aktuell existieren noch über dreißig bauli-
che Zeugnisse. Sie dokumentieren die einsti-
ge Bedeutung Spandaus als rüstungsstand-
ort. Aufgrund der jedoch nur fragmentarischen 
erhaltung und der einbindung in spätere 
nutzungszusammenhänge lässt sich die eins-
tige Ausdehnung der ehemaligen Heeres-
werkstätten heute kaum noch auf den ersten 
Blick erkennen. nur einzelne denkmalge-
schützte Gebäude lassen den in Spitzenzeiten 
auf ungefähr zweieinhalb Quadratkilometer 
ausgedehnten Komplex erahnen – so wie 
beispielsweise ein Teil der ehemaligen Ge-
wehrfabrik, in dem heute das BMW Group 
Werk Berlin Motorräder herstellt. Das Werk 
ist auch ein Standort der route der industrie-
kultur Berlin, mit der das Berliner Zentrum 
industriekultur versucht, das industrielle erbe 
der Stadt wieder stärker ins öffentliche Be-
wusstsein zu rücken. Seit Beginn des Jahres 
ist auch das Gebiet um den Spandauer See 
und die Zitadelle Teil der route und soll in 
Zukunft dazu einladen, sich die wechselvolle 
industriegeschichte Spandaus zu erschließen. 

Theresa hahn
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te verschiedener Werke zu gleichen Konditi-
onen verkauft und Konkurrenz zwischen 
einzelnen Werken vermieden werden. in 
mehreren deutschen Städten wie Köln, Ham-
burg, München, leipzig und Berlin entstan-
den Geschäftsstellen. Außerdem präsentierte 
die Deutsche Werke AG ihre Produkte auf 
Messen und Ausstellungen. Das exportge-
schäft gestaltete sich durch die außenpoliti-
sche isolation Deutschlands eher schwierig. 
Bedingt durch die sehr vielfältige Produktpa-

Das „D-rad“ zählte zu den bekanntesten 
Produkten und wurde für einen kurzen Zeit-
raum durch den „D-Wagen“, einen viersitzi-
gen Tourenwagen, ergänzt. Ab August 1921 
wurde die Apparatefabrik und die Metallwa-
renfabrik zur besseren Organisation der 
weitläufigen Anlagen als eigenständiges 
Werk Haselhorst betrieben. 

Den Verkauf der Produkte organisierte zen-
tral die Hauptverwaltung der Deutsche Werke 
AG in Berlin. So konnten gleichartige Produk-

Blick in die Tischlerei im Werk Spandau, in der Teile von Landmaschinen gefertigt 
wurden. © SDTB, Historisches Archiv 
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Werbegrafik für das „D-Rad“ Modell 1924. Die in Spandau gefertigten Motorräder 
zählten zu den bekanntesten Produkten der Deutsche Werke AG. Abb. r.: Auch nach 
Kriegsende wurden in den Werken Spandau und Erfurt bis 1921 Waffen für Jagdzwecke 
produziert. © SDTB, Historisches Archiv 
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